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Bedeutung der Verfahrensgrundrechte
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Bedeutung der Verfahrensgrundrechte

BGE 138 I 6 ff.

X. ist nach eigenen Angaben polnischer Korrespondent der internationalen
Monatszeitung A. und hatte Wohnsitz in Basel. Hier wurde er im Rahmen eines
Polizeieinsatzes gegen vermeintlich gewalttätige Anti-WEF-Demonstranten am
Nachmittag des 26. Januar 2008 von der Basler Polizei festgenommen, ins
Untersuchungsgefängnis verbracht und am Abend desselben Tages freigelassen.
Diese Ereignisse erregten in Basel Aufsehen und führten zu einer Untersuchung.
Unter Hinweis auf die bevorstehende Datenvernichtung führte die Kantonspolizei
in einem Schreiben an eine Anwaltskanzlei das Folgende aus:

"Anzumerken ist, dass es sich gemäss den Erkenntnissen, die via die
Staatsanwaltschaft des Kantons Basel-Stadt vom DAP (fedpol) erhältlich gemacht
werden konnten, bei Herrn X. um einen international agierenden und
gewaltbereiten Globalisierungsgegner handelt, der aus diesem Grunde vom DAP
ausgeschrieben und mit einer Einreisesperre belegt war."

X. ist der Auffassung, dass seine Personalien und persönlichen Daten im
Anschluss an den erwähnten Vorfall vom Dienst für Analyse und Prävention
(DAP) – damals dem Bundesamt für Polizei des EJPD zugeordnet und heute als
Nachrichtendienst des Bundes (NDB) dem Generalsekretariat des VBS zugeteilt –
überprüft und festgehalten wurden.
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Bedeutung der Verfahrensgrundrechte

Art. 18 BWIS Auskunftsrecht (i.d.F. vor 1. Januar 2013)

1 Jede Person kann beim Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeits-
beauftragten verlangen, dass er prüfe, ob im Informationssystem des
Bundesamtes rechtmässig Daten über sie bearbeitet werden. Der
Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragte teilt der gesuch-
stellenden Person in einer stets gleichlautenden Antwort mit, dass
in Bezug auf sie entweder keine Daten unrechtmässig bearbeitet
würden oder dass er bei Vorhandensein allfälliger Fehler in der
Datenbearbeitung eine Empfehlung zu deren Behebung an den NDB
gerichtet habe.

2 Ein Rechtsmittel gegen diese Mitteilung ist ausgeschlossen. Die betroffene
Person kann verlangen, dass der Präsident oder die Präsidentin der auf dem
Gebiet des Datenschutzes zuständigen Abteilung des Bundesverwaltungs-
gerichts die Mitteilung des Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlich-
keitsbeauftragten oder den Vollzug der von ihm abgegebenen Empfehlung
überprüft. Der Präsident oder die Präsidentin teilt der Person in einer stets
gleichlautenden Antwort mit, dass die Prüfung im begehrten Sinn durch-
geführt wurde.

→ Welche verfahrensrechtlichen Einschränkungen bestehen?
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Grundlagen

Verfahrensdurchführung

Recht auf (gerichtliches) Verfahren

"Zusatzrechte" im gerichtlichen Verfahren
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Grundlagen
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Rechtsquellen und Geltung

1. Geht es um die Durchführung eines Verfahrens?

2. Geht es um Fehler im Verfahren?

3. Geht es um Fehler in einem gerichtlichen Verfahren?

Art. 29a BV; Rechtsverweigerung; Art. 13 EMRK

Art. 29 BV

Art. 30 BV ("… durch Gesetz geschaffenes, zuständiges, unabhängiges und unparteiisches Gericht …")

4. Spezialfälle: Art. 31 und 32 BV; Art. 6 EMRK 
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Rechtsquellen und Geltung

Nicht zwingend gerichtliche Beschwerde, nur EMRK-Rechte
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Rechtsquellen und Geltung

Anspruch auf korrektes Gerichtsverfahren bei zivilrechtlichen Ansprüchen

(weiter als CH-Verständnis) und strafrechtlichen Anklagen 
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Bedeutung der Verfahrensgrundrechte

Quelle: Watson

Vorschau: Auch in diesem Fall wurden 
gemäss EGMR Verfahrensrechte verletzt.
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Rechtsquellen und Geltung
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Grundrechte auf ein Verfahren: Rechtsweggarantie

- Rechtsstreitigkeit

- Gerichtliches Verfahren (Art. 30)

- Volle Sachverhalts- und Rechtskontrolle,
keine Ermessenskontrolle (→ Kognition)

- Einmaliger Rechtsschutz genügt
(nicht: bundesgerichtliches Verfahren)

- Einschränkung in gesetzlichen Ausnahmefällen
(→ Art. 86 BGG, Vorinstanzen)

Rechtsweggarantie (Art. 29a BV)
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Grundrechte im Verfahren

- Anspruch auf ein unabhängiges, unparteiisches, auf Gesetz 

beruhendes Gericht (Art. 30 Abs. 1 BV, Art. 6 Ziff. 1 EMRK)

- Garantie des Wohnsitzgerichts (Art. 30 Abs. 2 BV)

- Anspruch auf öffentliche Verhandlung und Urteilsverkündung (Art. 30 Abs. 3 
BV, Art. 6 Ziff. 1 EMRK)

Garantien im gerichtlichen Verfahren

- Unparteilichkeit und richtige Zusammensetzung

- Verbot des überspitzten Formalismus

- Waffengleichheit

- Treu und Glauben im Prozess / Verfahrensfairness 

- Unentgeltliche Rechtspflege und Rechtsbeistand

Allgemeine Verfahrensgarantien
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Grundrechte im Verfahren: Rechtliches Gehör

- Bekanntgabe des voraussichtlichen Inhalts der Verfügung

- Grunds. Kenntnis über entscheidwesentlichen Verfahrensverlauf 

- Akteneinsicht

Recht auf Orientierung

Vor Erlass einer erstinstanzlichen Verfügung oder vor Erlass eines 

Entscheides (Urteils) im streitigen Verfahren

Recht auf Stellungnahme

- Anträge auf Abnahme von Beweismitteln

- Teilnahme an Augenscheinen, Zeugeneinvernahmen, Expertenbe-
fragung

- Protokollierung wichtiger Aussagen der Parteien, Zeugen, Experten

- Stellungnahme zu Äusserungen der Gegenpartei (Replikrecht)

- Stellungnahme zum Ergebnis des Beweisverfahrens

Recht auf Mitwirkung im Beweisverfahren
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Rechtsquellen und Geltung

Praktische Fragen

1. Inwiefern entspricht Art. 77 KV ZH dem Bundesverfassungsrecht, inwiefern
geht die Bestimmung darüber hinaus?
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Rechtsquellen und Geltung

Praktische Fragen

2. Die folgende Passage aus BGE 130 I 312 ff., 327 E. 4.2, wurde kritisiert. Erklären

Sie weshalb?

"Par ailleurs, comme n'importe quel autre droit fondamental, le droit
d'accès aux tribunaux est soumis aux restrictions prévues à l’art. 36 Cst.;
plus particulièrement ces dernières sont admissibles lorsqu'il existe un
rapport raisonnable de proportionnalité entre les moyens employés et le
but poursuivi (…)."

3. Vor Inkrafttreten der Bundesverfassung hat das Bundesgericht in einer
(reichen) Rechtsprechung die Verfahrensgrundrechte aus der Rechts-
gleichheit hergeleitet. Könnten Sie eine solche Herleitung dogmatisch
begründen?

4. Im nachfolgenden Klausurfall wurde nach der Rechtmässigkeit einer
Verfügung gefragt (Frage 3). Sehen Sie Verfahrensfehler?

5. Lösen Sie die Prüfung FS 2018 (Frage 2)
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Rechtsquellen und Geltung
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Grundrechte auf Verfahren
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Grundrechte auf Verfahren
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Notrechtlicher Ausschluss von Rechtsschutz

Vgl. BGer, Urteil 2D_32/2020 vom 24. März 2021
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Grundrechte im Verfahren

Welche Verfahrensgrundrechte sind allenfalls verletzt?

1. Eine Prüfungsexpertin der Berner Fürsprecherprüfung betritt das Prüfungs-
lokal mit der Bemerkung "Hier stinkt's" (Urteil 2P.227/1999 vom 22. Mai
2000). Sie ist selbst Anwältin (BGE 113 Ia 286 ff., 289).

2. Der Beschwerdeführer reicht zwei Tage vor Ablauf der Frist eine vollständig
begründete Beschwerde mit einfachem E-Mail ein. Die Behörde tritt in der
Folge auf die Beschwerde nicht ein, bestreitet aber nicht, die E-Mail erhalten
zu haben.

3. Die Ehegatten A. und B. werden im Rahmen des eidgenössischen
Einbürgerungsverfahrens per Einladungsschreiben der Gemeinde Z. zu
einem Vorstellungsgespräch vor die Bürgerkommission geladen. Anlässlich
des Gesprächs werden die Ehegatten A. und B. über ihre Kenntnisse der
schweizerischen und lokalen Verhältnisse geprüft (BGE 140 I 99 ff.).

4. Eine Kollegin von Tanja Tüchtig absolviert die Anwaltsprüfung. Zwei Wochen
nach der mündlichen Prüfung erhält sie schriftlich den Bescheid, diese nicht
bestanden zu haben.



Öffentliches Verfahrensrecht
HS 2024

Prof. Dr. Felix Uhlmann 23

Grundrechte im Verfahren

Welche Verfahrensgrundrechte sind allenfalls verletzt?

5. Ein Richter lehnt als Instruktionsrichter ein Gesuch um unentgeltliche
Rechtspflege wegen Aussichtslosigkeit des Begehrens ab. Nachdem der
Kostenvorschuss bezahlt wurde, wirkt er als Richter mit (BGE 131 I 113 ff.).

6. Die Arzneimittelbehörde stützt ihre Verfügung auf ein externes Gutachten,
bei welchem die Identität des Gutachters abgedeckt wird (VPB 78 [2004],
Nr. 169).

7. Ein Verfahren zum Entscheid über eine IV-Rente dauert zwei Jahre (BGE
129 V 411 ff.).

8. X. weiss, dass an einem Zivilprozess sein Nachbar als Richter beteiligt ist.
Mit dem Nachbarn liegt X. seit Jahren im Streit. Was soll X. tun?
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Formelle Natur von Verfahrensfehlern

BGE 127 V 431 ff., 438

Das Recht, angehört zu werden, ist formeller Natur. Die
Verletzung des rechtlichen Gehörs führt ungeachtet der
Erfolgsaussichten der Beschwerde in der Sache selbst zur
Aufhebung der angefochtenen Verfügung [=kassatorisch]. Es
kommt mit anderen Worten nicht darauf an, ob die Anhörung
im konkreten Fall für den Ausgang der materiellen
Streitentscheidung von Bedeutung ist, d.h. die Behörde zu
einer Änderung ihres Entscheides veranlasst wird oder nicht.
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